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Bericht der Bundesregierung anläßlich der VN-Sondergeneralversammlung 
über Umwelt und Entwicklung 1997 in New York 


Auf dem Weg zu einer nachhaltigen Entwicklung in Deutschland 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1 . Unsere Zeit wird von globalen Herausforderungen geprägt: 
Doch statt die Chancen der Globalisierung für mehr Beschäf- 
tigung und wirtschaftliche Stabilität, den Schutz der natürli- 
chen Lebensgrundlagen und die Durchsetzung der Men- 
schenrechte zu nutzen, breiten sich Unsicherheit und 
Ausgrenzung aus. Die Bundesregierung versagt bei der 
Aufgabe, die politischen Rahmenbedingungen für eine wirt- 
schaftliche, soziale und ökologische Kooperation innerhalb un- 
serer Gesellschaft wie in der internationalen Staatengemein- 
schaft zu setzen. Dabei hat der Erdgipfel von Rio 1992 die 
Grundlagen für ein neues Zeitalter der Partnerschaft und Zu- 
sammenarbeit gelegt. Die Forderung nach einer dauerhaft so- 
zial- und umweltgerechten Entwicklung ist hierfür auch heu- 
te noch eine gemeinsame Basis. 

Die Weltwirtschaft befindet sich in einem tiefgreifenden Um- 
wälzung sprozeß. Zwischen Nord und Süd, aber auch innerhalb 
der Gesellschaften, nehmen soziale Unterschiede und in der 
Folge die ungleiche Verteilung von Lebenschancen zu. Die 
Kluft zwischen Arm und Reich wird tiefer. Die Umweltzer- 
störung breitet sich weltweit scheinbar unaufhaltsam wie ein 
Krebsgeschwür aus. Die Massenarbeitslosigkeit verfestigt sich 
auf einem hohen Niveau. Statt auf diese Herausforderungen 
mit Reformen zu reagieren, herrscht Anpassung an die globa- 
len Zwänge vor. Auch in Deutschland werden die Probleme in 
der Regel gegeneinander ausgespielt, statt sie gemeinsam zu 
lösen. Dadurch werden sie noch verschärft. 
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Neue Antworten sind notwendig, um den Herausforderungen 
der globalen Epoche gerecht zu werden. Deshalb war der Erd- 
gipfel Umwelt und Entwicklung ein Zeichen der Hoffnung. Er 
stellte in seinen Dokumenten fest, daß wirtschaftliche und so- 
ziale Stabilität nur zu erreichen sind, wenn Umweltprobleme 
und Entwicklungsfragen gemeinsam nur zu erreichen sind, 
wenn Umweltprobleme und Entwicklungsfragen gemeinsam 
gelöst werden. Und der Rio-Kongreß hob dabei die besondere 
Verantwortung der Industriestaaten für eine soziale und öko- 
logische Partnerschaft hervor. 

In unserer Welt, die mehr und mehr zu einer zerbrechlichen 
Einheit zu werden droht, ist die Zukunft aller Menschen ge- 
fährdet. Heute zeichnet sich eine globale Konfliktlinie um Ar- 
mut und Umwelt ab, wobei sich beide Faktoren wechselseitig 
verstärken. Wenn die sozialen Probleme besonders groß sind, 
wächst auch der Druck auf die Ausbeutung der Natur. Wo die 
Folgen der Umweltzerstörung besonders gravierend sind, 
nimmt auch die wirtschaftliche Leistungskraft ab und ver- 
größert sich die Armut. Die Industriestaaten sind die Haupt- 
verursacher der Umweltzerstörung, sie sind für rd. Dreiviertel 
der globalen ökologischen Schäden verantwortlich. 

Der Schlüssel für eine friedliche Zukunft liegt in der Neuord- 
nung der Weltwirtschaft, einer globalen ökologischen Partner- 
schaft und der gerechteren Verteilung von Einkommen und Le- 
benschancen. Hier sind zuerst die Industriestaaten gefordert, 
wirtschaftliche, soziale und ökologische Reformen einzuleiten. 
Das erfordert auch einen kulturellen Einstellungs- und Werte- 
wandel, der die Endlichkeit der Ressourcen und die Störanfäl- 
ligkeit unseres Planeten berücksichtigt. 

2. Die Konferenz für Umwelt und Entwicklung der Vereinten Na- 
tionen hat Umwelt und Entwicklung in einen engen und un- 
trennbaren Zusammenhang gestellt. Entwicklungspolitik soll 
demnach zu einer auf Dauer sozial gerechten, ökologisch ver- 
träglichen, wirtschaftlich leistungsstarken und menschenwür- 
digen Entwicklung führen. Armutsbekämpfung durch Selbst- 
hilfe, vorbeugende Friedenssicherung, Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen und die Verwirklichung der Menschen- 
rechte sind die vorrangigen Ziele einer dauerhaft sozial- und 
umweltgerechten Entwicklung. Dies ist das Ziel der Agen- 
da 21, die von Bundeskanzler Dr, Helmut Kohl unterschrieben 
wurde. 

Der Erdgipfel von Rio stellte heraus, daß die globalen Gefah- 
ren nicht zwangsläufig sind, sondern in der Mißachtung der 
Natur und in der Verletzung des Gebots sozialer Gerechtigkeit 
ihre Ursache haben. Die Dokumente von Rio zeigen erste 
Schritte hin zu einer dauerhaft sozial- und umweltgerechten 
Entwicklung. Eckpunkte sind: 

- eine Reform der Weltwirtschaft, um die wirtschaftliche Lei- 
stungskraft zu bewahren und sie in ein Gleichgewicht mit 
sozialen und ökologischen Zielen zu bringen; 
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- globale Verträge wie das Wiener Abkommen zum Schutz 
der Ozonschicht, um die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
schützen; 

- mehr soziale Gerechtigkeit, um den inneren und äußeren 
Frieden der Gesellschaften zu bewahren; 

- die Demokratisierung der Wirtschaft und eine Ausweitung 
gesellschaftlicher Teilhabe. 

Im einzelnen hat der Erdgipfel folgende Deklarationen und 
Konventionen verabschiedet: 

- Konvention über die biologische Vielfalt zum Schutz von 
Tieren und Pflanzen; 

- Klimakonvention mit dem Ziel, die C0 2 -Emissionen auf ein 
Niveau zurückzuführen, auf dem gefährliche Störungen 
verhindert werden; 

- Walderklärung, die - allerdings unverbindlich - den Schutz 
der Wälder durch eine nachhaltige Bewirtschaftung ver- 
langt; 

- Wüstenkonvention, die 1994 auf der Basis der Wüsten-De- 
klaration von Rio beschlossen wurde; 

- Rio-Deklaration mit allgemeinen Prinzipien für die Ent- 
scheidungen der Politik und das Handeln der gesellschaft- 
lichen Gruppen; 

- Agenda 21, die „Tagesordnung für das 21. Jahrhundert“, 
die in 40 Kapiteln 115 Programme beschreibt, mit deren Hil- 
fe eine dauerhaft sozial- und umweltgerechte Entwicklung 
umgesetzt werden soll. 

Zudem verständigte sich der Erdgipfel auf die Einsetzung ei- 
ner unabhängigen „Commission on Sustainable Develop- 
ment 3 * * * * * * * 11 , die für die Beobachtung und Umsetzung der Agenda 2 1 
zuständig ist und direkt der Generalversammlung berichten 
soll. 

3. Im Juni 1997 wird sich eine Sonder-Generalversammlung mit 

einer ersten Bewertung der Umsetzung der Rio-Beschlüsse be- 

schäftigen. Auch die Bundesrepublik Deutschland wird ihren 

Bericht abgeben, den die Bundesregierung mit dem Titel „Auf 

dem Weg zu einer nachhaltigen Entwicklung in Deutschland“ 

im Februar 1997 vorgelegt hat. Der Deutsche Bundestag hält 

diesen geschönten Bericht nicht für ausreichend. Er hat mit den 

tatsächlichen Entscheidungen und Weichenstellungen wenig 

zu tun. Vielmehr macht er den eklatanten Widerspruch zwi- 
schen den allgemeinen Postulaten für eine nachhaltige Ent- 
wicklung und der praktischen Umsetzung deutlich. Tatsäch- 
lich spielen ökologische Ziele keine Rolle, denn die 
Bundesregierung orientiert ihre Politik nicht an den Rio-Zie- 
len. Die Umweltpolitik befindet sich in der Bundesrepublik 
Deutschland auf dem Rückzug. Die Entwicklungspolitik wird 
im Bericht nur am Rande erwähnt. 
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Die Bundesregierung, insbesondere der Bundesminister für 
Wirtschaft, hat das törichte Vorurteil übernommen, daß Um- 
weltschutz für den wirtschaftlichen Wettbewerb von Nachteil 
sei. Alles soll der Markt regeln, ohne daß dafür der Rahmen 
gesetzt wird. So geschieht kaum etwas, um auf den vorsor- 
genden, produktions- und produktintegrierten Umweltschutz 
umzustellen. Statt den Umweltschutz zu einem integralen Be- 
standteil der wirtschaftlichen Entwicklung zu machen, wird er 
gegen Wachstum oder Beschäftigung ausgespielt. 

Eine nachhaltige um weit gerechte Entwicklung ist nicht verein- 
bar mit einem Denken, das den Schutz der natürlichen Lebens- 
grundlagen zu einer abhängige Größe des wirtschaftlichen 
Wachstums macht. Diese Politik ist nicht in der Lage, den öko- 
logischen Herausforderungen gerecht zu werden. Sie kann aber 
auch die sozialen und beschäftigungspolitischen Aufgaben nicht 
lösen. Denn sie verlangen eine entsprechende soziale Einbet- 
tung und internationale Partnerschaft. So werden Verhältnisse 
festgeschrieben, deren Folgen sowohl für die natürliche Umwelt 
als auch für Sozialstaat und Arbeitsmarkt schädlich sind. 

National ist die Idee der dauerhaft sozial- und umweltgerech- 
ten Entwicklung nicht umgesetzt. In der internationalen Um- 
weltkooperation und der Entwicklungszusammenarbeit herr- 
schen sogar Rückzug und Abbau vor. Jüngste Beispiele sind 
die unzureichenden EU-Beschlüsse zum Klimaschutz oder die 
Kürzungen im Entwicklungsetat. In Rio hat der Bundeskanz- 
ler zugesagt, die Mittel für die entwicklungspolitische Zusam- 
menarbeit schrittweise auf 0,7 % des Bruttosozialprodukts zu 
erhöhen. Davon ist bis heute nichts umgesetzt worden. Auch 
von verbindlichen Sozialstandards in der Weltwirtschaft will 
die Bundesregierung nichts hören, zumal sie auch selbst die 
sozialen Leistungen massiv kürzt. 

Die öffentliche Debatte über die Agenda 21 wird in Deutsch- 
land viel weniger geführt als in anderen Ländern. Nur rd. 200 
der ca. 17 000 Kommunen arbeiten an konkreten Umsetzungs- 
plänen. Die Chance, mehr Demokratie und Lebensqualität in 
unseren Städten und Gemeinden zu verwirklichen, ist bisher 
vertan worden. Stattdessen hat die Bundesregierung den Kom- 
munen durch ihre Kürzungspolitik Zwänge und Lasten aufge- 
bürdet, die ihren Handlungsspielraum stark einschränken. 

4. Die Rio-Ziele wurden von der Bundesregierung für eigene In- 
teressen umdefiniert. Doch die Schonung der sozialen und öko- 
logischen Ressourcen, mehr Beschäftigung, wirtschaftliche Ef- 
fizienz und eine globale und gerechte Partnerschaft verlangen 
auch in der Bundesrepublik Deutschland einen Kurswechsel. 
Die wirtschaftliche Entwicklung muß die Ressourcen schonen, 
die Überbelastung der Umwelt beenden und zu mehr Gerech- 
tigkeit und Zusammenarbeit führen. Hier versagt die Bundes- 
regierung. Darüber können die im Bericht selbstgesetzten 
Handlungsschwerpunkte nicht hinwegtäuschen: 

- Schutz des Klimas und der Ozonschicht, 

- Schutz des Naturhaushaltes, 
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- Schonung der Ressourcen, 

- Schutz der menschlichen Gesundheit, 

- Verwirklichung einer umweltschonenden Mobilität und 
Verankerung einer Umweltethik, 

- eine nachhaltige Stadtentwicklung, 

- Umsetzung der lokalen Agenda 21, 

- Ausbau der Umweltbildung, 

- Förderung der entwicklungspolitischen Bildung, 

- Unterstützung der Nichtregierungsorganisationen, 

- internationale Zusammenarbeit und Entwicklungszusam- 
menarbeit. 

Die dort aufgestellten, in der Regel altbekannten Ziele, blei- 
ben in der praktischen Politik der Bundesregierung spätestens 
im Gestrüpp der Lobbyinteressen ihrer Minis terkolle gen hän- 
gen. Wo der Bericht das völlig unzureichende Naturschutzge- 
setz, das Makulatur gebliebene Kreislaufwirtschaftsgesetz 
oder eine neue Generation von Atomkraftwerken als Beitrag 
zu einer dauerhaft sozial- und umweltgerechten Entwicklung 
anpreist, wird er zu reiner Propaganda. 

5. Konkrete Vorschläge zur Erreichung einer dauerhaft umwelt- 
gerechten Entwicklung wurden im Deutschen Bundestag ein- 
gebracht: Konzepte für eine ökologische Steuerreform, ein 
Klimaschutzprogramm, ein 100 000-Dächer- und Fassadenpro- 
gramm, Vorschläge zur Novellierung des Bundesnaturschutz- 
gesetzes und für ein Bodenschutzgesetz oder die ökologische 
Stoffwirtschaft. Die Mehrheiten für die ökologische Moderni- 
sierung wären da, dennoch handelt die Bundesregierung nicht. 

Auch zur konkreten Umsetzung der entwicklungspolitischen 
Ziele von Rio gibt er keine ernsthaften Anstrengungen. Selbst 
einstimmig gefaßte Beschlüsse des Deutschen Bundestages 
„Stärkung der kommunalen Nord-Süd- Arbeit - Förderung der 
Lokalen Agenda 21 - Umsetzung der Charta von Berlin" und 
„Aufbau und Stärkung kommunaler Selbstverwaltungsstruk- 
turen in Entwicklungsländern zur Förderung von regionaler 
und lokaler Selbsthilfe" wurden von der Bundesregierung bis- 
her nicht umgesetzt. 

Wie in Rio macht die Bundesregierung auch in der Bundesre- 
publik Deutschland in der Regel nur Ankündigungen, denen 
keine Taten folgen. Vielleicht ist in keinem anderen Land der 
Widerspruch zwischen den großen Ankündigungen und klei- 
nen Taten so groß wie in der Bundesrepublik Deutschland. Be- 
sonders fatal ist, daß heute auch international klar wird, daß 
die Bundesregierung ihre Versprechen nicht erfüllt. Das ange- 
mahnte Umweltgewissen in der Bevölkerung ist größer als von 
der Bundesregierung wahrgenommen wird. Es gibt keinen 
Mangel an Ethik, das Defizit liegt im Handeln. 
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II. Der Deutsche Bundestag fordert: 

1. Die Politik der Bundesregierung muß sich am Ziel der dauer- 
haft sozial- und umweltgerechten Entwicklung orientieren. 
Dies ist die Grundlage für eine zukunftsverträgliche Gestal- 
tung unserer Gesellschaft, die Modernisierung der Wirtschaft 
und für eine friedliche internationale Zusammenarbeit. Die na- 
tionale Nachhaltigkeitsstrategie muß sowohl ökonomische Sta- 
bilität und mehr Beschäftigung zum Ziel haben, als auch den 
Sozialstaat reformieren und die natürlichen Lebensgrundlagen 
dauerhaft schützen. Eine dauerhaft sozial- und umweltge- 
rechte Entwicklung erfordert mehr als die Entkoppelung des 
Wirtschaftswachstums vom Ressourcen- und Energieverbrauch. 
Das Ziel ist eine drastische Reduktion von Emissionen und Ver- 
brauchen durch die massive Steigerung der Energie- und Res- 
sourcenproduktivität und den Übergang in die Solarwirtschaft. 

Die nationale Nachhaltigkeitsstrategie muß in der Entwick- 
lungspolitik die internationalen wirtschaftlichen und politi- 
schen Rahmenbedingungen für die Entwicklungsländer ver- 
bessern, insbesondere die regionale Zusammenarbeit stärken 
und das internationale Wirtschafts- und Finanzsystem so re- 
formieren, daß für alle Länder faire Wettbewerbsbedingungen, 
Rechtsgleichheit und Rechtssicherheit, der Schutz der natürli- 
chen Lebensgrundlagen und des menschlichen Lebens ge- 
währleistet sind. 

Die Bundesregierung muß die Umsetzung der Beschlüsse von 
Rio in allen Politikbereichen vorantreiben. Auch die Oppositi- 
on würde sie bei dem Ziel unterstützen, vorbildhaft eine dau- 
erhaft sozial- und umweltgerechte Entwicklung zu verwirkli- 
chen. 

2 . Der Bericht der Bundesregierung „ Auf dem Weg zu einer nach- 
haltigen Entwicklung in Deutschland" ist weder fachlich hin- 
reichend noch politisch weiterführend. Er kann nicht über- 
decken, daß die Bundesregierung kein Konzept hat, wie aus 
der bisher sektoral organisierten Umweltpolitik ein politisches 
Gesamtkonzept der ökologischen Modernisierung werden 
kann. Sie stellt im wesentlichen nur isolierte Maßnahmen dar, 
deren Erfolge begrenzt bleiben, weil sie schon durch das quan- 
titative Wachstum kompensiert werden. Besonders alarmie- 
rend ist der ungebremste Flächenverbrauch, der im Bericht der 
Bundesregierung nur unzureichend angesprochen wird. 

Eine dauerhaft sozial- und umweltgerechte Entwicklung ist nur 
zu verwirklichen, wenn die Modernisierung von Wirtschaft und 
Gesellschaft als Prozeß sozial gerecht organisiert wird und es 
zu mehr gesellschaftlicher Teilhabe kommt. Mehr Demokratie 
zu wagen, ist die Voraussetzung für die Entfaltung von neuer 
Produktivität und Kreativität, des kulturellen Einstellungs- 
wandels und der Übernahme gesellschaftlicher Verantwor- 
tung, ohne die der Kurswechsel nicht verwirklicht werden 
kann. Deshalb müssen die gesellschaftlichen Gruppen, wie 
dies in der Agenda 21 gefordert wird, an der Aufstellung und 
Umsetzung einer nationalen Nachhaltigkeitsstrategie beteiligt 
werden. Die Mitgestaltung kann sich zudem nicht nur auf die 
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ökologischen Erfordernisse des Ziels beziehen, sondern muß 
auch die soziale Ausgestaltung und ökonomische Rahmenset- 
zung miteinbeziehen. 

3. Für die Bundesrepublik Deutschland wird von der Bundesre- 
gierung ein nationales Nachhaltigkeitskonzept erarbeitet und 
dem Deutschen Bundestag vorgelegt. Dieser „nationale Um- 
weltplan" soll die Brücke ins 21. Jahrhundert schlagen. Die 
ökologische Modernisierung wird zum Leitziel und' Motor für 
die Erneuerung hin zu einer sozial-ökologischen Marktwirt- 
schaft. Ziel ist es, die wirtschaftliche Entwicklung so zu ge- 
stalten, daß sie sozialen Fortschritt ermöglicht und die Lei- 
stungsfähigkeit des Naturhaushalts dauerhaft sichert. Damit 
werden die Zukunftsmärkte erschlossen und mehr Beschäfti- 
gung initiiert. 

Die ökologische Modernisierung ist eine zentrale Weichen- 
stellung für die Zukunftsverträglichkeit unserer Wirtschaft und 
Gesellschaft. Um morgen sicher zu leben und um der Verant- 
wortung für die Lebenschancen künftiger Generationen ge- 
recht zu werden, müssen heute die Basisinnovationen für die 
Ökologisierung von Produktion und Produkten sowie für die 
Qualifizierung der Menschen und die Arbeitsanforderungen 
der Zukunft vorangetrieben werden. Dazu gehören insbeson- 
dere die Verbesserung der Wettbewerbschancen für innovati- 
ve Unternehmen, ökonomische und rechtliche Rahmensetzun- 
gen für eine ökologische Marktwirtschaft, die Verbesserung 
der Umweltbildung und die Ausweitung von Forschung und 
Entwicklung sowie eine Reform von Betriebsverfassung und 
Mitbestimmung, um kreatives und kooperatives Arbeiten zu 
ermöglichen. 

4. Im Sinne der Dokumente von Rio muß die Entwicklungspolitik 
darauf ausgerichtet sein, die eigenen Potentiale, die Selbsthilfe 
der Entwicklungsländer und die Schaffung rechtsstaatlicher 
und demokratischer Rahmenbedingungen zu unterstützen. 
Das erfordert, einen selbsttragenden Entwicklungsprozeß ein- 
zuleiten, an dem alle Bevölkerungsschichten, auch die ärm- 
sten, und vor allem die Frauen aktiv und gleichberechtigt be- 
teiligt sind. Die Agenda 21 führt in Kapitel 24 auf, daß 
Entwicklung nicht möglich ist ohne die Umsetzung des „Em- 
powerments von Frauen" im Sinne der Macht zur Gestaltung 
der Gesellschaft und ihrer Entwicklung. 

Die Bundesregierung muß den Entwicklungsländern verbes- 
serte finanzielle und technologische Hilfe beim Aufbau ihrer 
wissenschaftlichen Infrastruktur anbieten: Zur Inventari- 
sierung der Biodiversität, zum Aufbau eines nationalen 
Naturschutzmanagements, für die nationale Sicherung und ei- 
genständige Nutzung genetischer Ressourcen. Die Bundesre- 
gierung wird aufgefordert, sich für verbindliche soziale und 
ökologische Standards einzusetzen, die den Bedingungen der 
einzelnen Entwicklungsländer gerecht werden. 

Von besonderer Bedeutung ist der Aufbau einer nachhaltigen 
Landwirtschaft und Ernährungssicherung in den Entwick- 
lungsländern. Bereits vorhandene Ansätze müssen ausgebaut, 
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in die Projekt- und Programmplanung eingebunden und fi- 
nanziellbesser ausgestattet werden. Das erfordert Projekte, die 
sich mit Permakultur, Agroforesting und dem ökologischen 
Landbau befassen, der Mobilisierung des indigenen Wissens 
ohne Beeinträchtigung der Rechte der Stammesvölker, einem 
Ressourcenmanagement in den ländlichen Regionen unter 
Berücksichtigung der Biodiversität, sowie dem Aufbau eines 
Agrarinformationsystems . 

Bis heute ist die Umwelt-, Wirtschafts-, Finanz- , Agrar- und Um- 
weltpolitik der Bundesregierung nicht ausreichend koordi- 
niert. Sie wird den Vorgaben von Rio nicht gerecht. Der Deut- 
sche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, ihre Politik 
unter dem Ziel der dauerhaft sozial- und umweltgerechten Ent- 
wicklung kohärent zu koordinieren und die Entscheidungen 
an der Umwelt- und Entwicklungsverträglichkeit zu orientie- 
ren. 

5. Die Bundesregierung muß ihre Zusage von Rio einhalten, die 
Mittel für die entwicklungspolitische Zusammenarbeit schritt- 
weise auf 0,7 % des Bruttosozialprodukts zu erhöhen. Der 
Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung zu Initiati- 
ven auf, um die Entschuldung der Entwicklungsländer zu er- 
reichen, deren Schuldendienst ihre Leistungs- und Transfer- 
fähigkeit übersteigt. 

Die Bundesregierung muß vorrangig und verstärkt mit den Re- 
gierungen Zusammenarbeiten, die effiziente politische und 
wirtschaftliche Rahmenbedingungen für eine selbsttragende 
soziale und ökologische Entwicklung schaffen. Die Länder sind 
besonders zu fördern, die Demokratie, Rechtssicherheit und 
Einhaltung der Menschenrechte anstreben, Reformen zur 
Bekämpfung von Armut, Ungerechtigkeit und Umweltzer- 
störung einleiten, hohe Militärausgaben senken sowie Bildung, 
Gleichstellung und Familienplanung fördern. In der wirt- 
schaftlichen Zusammenarbeit muß die ökonomische Selbstän- 
digkeit der Frauen gewährleistet werden. Das setzt auch einen 
Zugang zu Kapitalhilfen und die Verfügung über Grund und 
Boden voraus. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, die 
gesellschaftlichen Kräfte, Nichtregierungsorganisationen, 
Wirtschaft und Gewerkschaften, Kirchen, Wissenschaft und 
Bildung und die Kommunen stärker als bisher an der Ent- 
wicklung und Umsetzung umweit- und entwicklungspoliti- 
scher Konzepte einzubeziehen, um ein breites Bewußtsein für 
die Agenda 21 -Ziele zu schaffen. 

Der Deutsche Bundestag erwartet von der Bundesregierung, 
daß sie international verstärkte Anstrengungen unternimmt, um 
die wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen für 
die Entwicklungsländer zu verbessern. Hierbei muß insbeson- 
dere die regionale Zusammenarbeit gestärkt und das interna- 
tionale Wirtschafts- und Finanz System mit dem Ziel reformiert 
werden, um für alle Länder faire Wettbewerbsbedingungen, 
Rechtsgleichheit und Sicherheit sowie den Schutz der Men- 
schen und der natürlichen Lebensgrundlagen zu gewährleisten. 
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6. Die Bundesregierung muß die Städte und Gemeinden dabei 
unterstützen, daß die in Kapitel 28 der Agenda 21 aufgestellte 
Forderung nach einer lokalen Agenda 21 umgesetzt wird. Die 
Beteiligung in der Bundesrepublik Deutschland ist auch des- 
halb im Vergleich zu anderen Ländern unzureichend, weil die 
Bundesregierung den Kommunen den Handlungsspielraum 
für eine sozial- und umweltverträgliche Entwicklung nimmt. 
Auch die Lokale Agenda ist weit mehr als Umweltpolitik. Sie 
ist die Chance, die Lebensqualität und Attraktivität unserer 
Städte zu sichern und ihre Infrastruktur zu modernisieren. 

Das in Kapitel 28 auf gestellte Ziel, daß „bis Ende 1996 die über- 
wiegende Anzahl der Kommun alvertretungen in jedem Land 
gemeinsam mit ihren Bürgern einen Konsulationsprozeß voll- 
zogen haben und einen Konsens hinsichtlich einer Kommuna- 
len Agenda 21 für die Gemeinschaft erzielt haben", ist in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht erreicht worden. Die An- 
strengungen müssen verstärkt werden. Dazu müssen die Kom- 
munen bei der Aufstellung von Aktionsplänen für eine nach- 
haltige Umwelt- und Entwicklungspolitik unterstützt werden. 
Dazu gehört auch die Förderung von Nord-Süd-Städtepart- 
nerschaften und Frauennetzwerken. Auch die entwicklungs- 
politische Bildungsarbeit ist ein wichtiger Bestandteil der Lo- 
kalen Agenda 21, die als Aufgabe der Kommunen und 
Nichtregierungsorganisationen von der Bundesregierung ge- 
fördert werden muß, um Verhaltens- und Bewußtseinsverän- 
derungen, die der globalen Verantwortung verpflichtet sind, 
zu erreichen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die rechtlichen Vor- 
aussetzungen zu schaffen und die finanziellen Grundlagen zu 
sichern, daß die Entwicklung der Städte und Gemeinden dem 
Ziel der Agenda 21 gerecht werden können. Die Zukunft der 
Kommunen ist von entscheidender Bedeutung für Lebensqua- 
lität und Leistungskraft, für sozialen Zusammenhalt und De- 
mokratie sowie für die Umweltverträglichkeit unserer Gesell- 
schaft. Es ist von größter Bedeutung, Städte und Gemeinden 
zu bewahren, die handlungsfähig und von Gemeinsinn geprägt 
sind. Sie sind dann ein Vorbild für friedliches und soziales Zu- 
sammenleben. 

III. Der Deutsche Bundestag stellt zu den Einzelkapiteln des Be- 
richts der Bundesregierung „Auf dem Weg zu einer nachhaltigen 

Entwicklung in Deutschland" fest: 

1. Der Bericht der Bundesregierung wird der Intention der VN- 
Konferenz für Umwelt und Entwicklung, die Bereiche Umwelt 
und Entwicklung gleichwertig zu bearbeiten gerecht. Sie wird 
deshalb aufgefordert, den Bericht um einen Teil „Nachhaltige 
Entwicklungszusammenarbeit" zu ergänzen. 

2. Die Bundesregierung wird das Klimaschutzziel -Reduktion der 
C0 2 -Emissionen bis zum Jahr 2005 in den alten Bundesländern 
um 25 % gegenüber 1990 - nicht erreichen, sondern weit ver- 
fehlen. Die Ursache ist nicht, daß dies ein utopisches Ziel ist, 
sondern vor allem der fehlende Mut und die Angst, sich mit 
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engstirnigen Interessen anzulegen. Die Handlungsfelder sind 
bekannt, aber die notwendigen Maßnahmen bleiben aus. 

Die Bundesregierung versagt bei Energieeinsparung, Förde- 
rung der regenerativen Energien und Klimaschutz. Notwendig 
sind: 

- Festsetzung von dynamischen Standards zur Reduktion des 
Energieverbrauchs bei Gebäuden und im Verkehrssektor; 

- eine ökologische Steuerreform, die den Anreiz zur spezifi- 
schen Regelung des Energieverbrauchs im Verkehrsbe- 
reich, im Gebäudebestand und der Industrie schafft; 

- Investionsprogramme für Klimaschutz, bei Energiespar- 
maßnahmen und der Förderung von Solartechnologien; 

- ein ökologisch ausgerichteter energiewirtschaftlicher Ord- 
nungsrahmen, der Energie- und Stromsparen belohnt, 
statt über einen ökonomisch unsinnigen ökologisch schäd- 
lichen Konzentrationswettbewerb Preissenkungen beim 
Verbrauch und einen noch höheren Energieverbrauch zu 
erzielen. 

3. Für eine umweltschonende Mobilität macht die Bundesregie- 
rung keine Anstrengungen. Weder die Verkehrsvermeidung 
noch die Verlagerung auf umweltfreundlichere Verkehrsmit- 
tel wird mit der notwendigen Konsequenz vorangetrieben. Bis 
zum Jahr 2010 werden Verkehrszuwächse von 30 bis 40 % pro- 
gnostiziert. Die technische Optimierung von Verkehrsträgern 
und Treibstoffen kommt nicht voran. 

Mobilität ist gleichbedeutend mit wirtschaftlichem Erfolg und 
unabhängigem Lebensstil. Doch die Entgrenzung des Raumes 
wendet sich zunehmend gegen den mobilen Fortschritt selbst. 
Die Städte ersticken im Verkehr. Luftverschmutzung und 
Ozonalarm sind alarmierende Hinweise. Bei den weltweiten 
Klimaänderungen ist der Autoverkehr ein Hauptverursacher. 
Die Grenzen der automobilen Gesellschaft sind erreicht. Die 
Bundesregierung macht keine Vorschläge, wie eine sozial- und 
umweltverträgliche Mobilität in der Zukunft erreicht werden 
kann. 

Die Verkehrs- und Raumordnungspolitik muß zugunsten der 
Verkehrsvermeidung neu geordnet werden. Der Benzolgehalt 
im Benzin muß auf maximal 1 Prozent begrenzt werden, was 
in den USA seit langem Vorschrift ist. Für Personen- und Last- 
kraftwagen müssen verbindliche C0 2 -Emissionsgrenzwerte 
für Neuzulassungen festgelegt werden. Dadurch kann erreicht 
werden, daß die C0 2 -Emissionen dynamisch gesenkt werden. 
Generell müssen im Rahmen einer europäischen Harmonisie- 
rung Geschwindigkeitsbeschränkungen auf Bundesautobah- 
nen eingeführt werden. Das Sommmersmoggesetz hat sich 
nicht bewährt, da die Grenzwerte viel zu hoch liegen. Es muß 
dringend novelliert werden. 

4. Im Rahmen des Luftverkehrs gibt es dringenden Handlungs- 
bedarf. Vor allem wegen der hohen Zuwachsraten müssen 
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Maßnahmen für eine höhere Umweltverträglichkeit des Luft- 
verkehrs eingeleitet werden. Dazu zählen insbesondere: 

- Die Bundesregierung muß in der EU dafür eintreten, daß 
so schnell wie möglich die Befreiung für in der Luftfahrt 
verwendete Mineralöle aufgehoben wird. 

- Im Rahmen der Internationalen Luftverkehrsorganisation 
(IACO) muß die Bundesregierung eine europäische Ini- 
tiative vorbereiten, um durch eine Überarbeitung des 
Chicagoer Abkommens zu beantragen, die Besteuerung 
von Flugbenzin und ökologische Regelungen für den in- 
ternationalen Luftverkehr durchzusetzen. 

5. Der Schutz des Naturhaushaltes umfaßt Luft, Wasser, Boden, 
belebte und unbelebte Natur. Die Bundesregierung schafft es 
nicht, ein Bundesnaturschutzgesetz und Bodenschutzgesetz 
vorzulegen, das einen wirksamen Schutz garantiert. Notwen- 
dig ist eine Reduzierung der Schadstoff- und Nährstoffeinträ- 
ge sowie der Beeinträchtigung und Zerstörung der natürlichen 
Gewässer- und Ökosysteme durch die unterschiedlichsten Nut- 
zungsformen wie Verkehrsbauten, Zersiedelung, intensive 
Land- und Forstwirtschaft, Sport, Fischerei und Tourismus. 

Für eine nachhaltige Entwicklung und Bewirtschaftung der in 
ihrem Bestand gefährdeten Wälder sind folgende Maßnahmen 
erforderlich: 

Die Schadstoffemissionen aus dem Straßenverkehr, der In- 
dustrie und Energiewirtschaft und der Landwirtschaft müs- 
sen drastisch gesenkt werden. 

- Die Luftreinhaltung erfordert eine an ökologischen Kriteri- 
en orientierte Reform der Energieversorgung. 

Maßnahmen zur Verkehrsvermeidung und Verkehrsverla- 
gerung, der Ausbau der Schiene und des kombinierten Ver- 
kehrs sowie europaeinheitliche Geschwindigkeitsbe- 
schränkungen führen zur Reduzierung der Luftschadstoffe. 

- In der Land- und Forstwirtschaft muß die ökologische 
Bewirtschaftung Vorrang bekommen. Durch strengere Vor- 
schriften werden die Emissionen von Stickstoffverbindun- 
gen, die zum Waldsterben und zur Boden- und Grundwas- 
serversauerung beitragen, vermindert. 

6. Zum Erhalt der biologischen Vielfalt, die durch fortdauernde 
Naturzerstörung und Arten- und Biotoprückgang gefährdet ist, 
sind wirksame Naturschutzmaßnahmen insbesondere in Land- 
wirtschaft, Verkehr und Bauen erforderlich. Vordringlich sind 
die Weiterentwicklung des Bundesnaturschutzgesetzes mit der 
ein Vorrang für den Naturschutz auf mindestens 10 % der Lan- 
desfläche, eine wirksame Eingriffsregelung, die weitere Na- 
turzerstörung verhindert, eine nachhaltige Landwirtschaft, die 
Umsetzung der EG-Flora, Fauna, Habitat-Richtlinie sowie die 
Einführung der Verbandsklage für anerkannte Umwelt- und 
Naturschutzverbände. 
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In der Agrarpolitik muß die naturverträgliche Landbewirt- 
schaftung verbindlich geregelt werden, um eine umweltge- 
rechte Anwendung von Düngemitteln und Pflanzenschutzmit- 
teln sowie eine an die Fläche gebundene Tierhaltung zu 
erreichen. Im Bereich Bauen und Raumordnung müssen der 
Flächenverbrauch und die Naturzerstörung verhindert bzw. 
gestoppt werden. In der Verkehrspolitik sind die natürlichen 
Lebensräume gefährdeter Arten zu schützen und naturnahe 
Gewässer zu erhalten bzw. wiederherzustellen. 

Die Berliner Erklärung zu Umwelt und Tourismus ist ein erster 
Schritt für einen umweltverträglicheren Tourismus. Es ist al- 
lerdings bei Ankündigungen geblieben. Die Bundesregierung 
muß auf zeigen, wie sie die Prinzipien und Ziele dieser Er- 
klärung umsetzen will, auch um zu einem konsequenten Ar- 
tenschutz im Rahmen des Washingtoner-Artenschutz-Über- 
einkommens zu kommen und den weltweiten Raubbau in 
ärmeren Ländern zu verhindern. 

7 . Ein wirksamer Schutz der Gewässer und eine nachhaltige, um- 
weltgerechte Wasserwirtschaft sind von besonderer Bedeu- 
tung für die Trinkwassergewinnung, die Erholung der Men- 
schen, die Fischerei sowie als Lebensraum zahlreicher Tier- 
und Pflanzenarten. 

- In einem Gesamtkonzept für eine europäische und deut- 
sche Wasserpolitik müssen eine ökologische Wasserqua- 
lität durch ein Minimierungs- und Reinhaltegebot mit stren- 
gen und einheitlichen Emissionsstandards sowie ein 
flächendeckender Gewässer- und Grundwasserschutz si- 
chergestellt werden. 

- Gewässer- und immissionsbezogene Qualitätsziele müssen 
zur Vermeidung übermäßiger Schadstoffbelastungen und 
zur sorgsamen Bewirtschaftung der Wasserressourcen fest- 
gelegt werden. 

- Der nachhaltige Schutz von Gewässern und Ökosystemen 
sind zu einem festen Bestandteil der Landwirtschafts-, In- 
dustrie- und Energie- sowie Verkehrspolitik zu machen. 

Der Deutsche Bundestag regt eine Internationale Konvention 
zum Schutz von Wasser an. Damit können drohende Konflikte 
um knappe Wasserressourcen verhindert und ein vorsorgen- 
der Gewässerschutz gesichert werden. 

8. Die Böden sind in ihrem Lebensraum und in ihren Regelungs-, 
Produktions- und Kulturfunktionen gefährdet. Sie müssen ins- 
besondere vor Schadstoffeinträgen, Erosion, Versiegelung, 
Übernutzung und Entwaldung geschützt werden. Mit Schad- 
stoffen belastete Böden an Altstandorten und Altlasten müssen 
erfaßt und so schnell wie möglich saniert werden. 

- In einem Bundesbodenschutzgesetz muß der vorsorgende 
Bodenschutz geregelt werden. Schädliche Stoffeinträge 
müssen nach dem Stand der Technik minimiert und Im- 
missionsminderungsziele festgelegt werden, um neue Alt- 
lasten und schädliche Bodenveränderungen zu vermeiden. 
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- Für eine bundeseinheitliche Altlastensanierung müssen die 
notwendigen Prüf-, Bewertungs- und Vorsorgegrenzwerte 
geregelt sowie Wege zur Finanzierung der Altlastensanie- 
rung vereinbart werden. 

- Die Minimierung von Stoffeinträgen muß durch Änderun- 
gen des Abfallrechts, des Düngemittel- und Pflanzen- 
schutzrechts sowie des Bergrechts sichergestellt werden. 

Der Deutsche Bundestag regt an, daß auf internationaler 
Ebene eine Konvention zum Schutz der Böden geschaffen 
wird. 

9. Die Schonung der Ressourcen erfordert eine ökologische Stoff- 
wirtschaft. Das ist weit mehr als das Kreislaufwirtschafts- und 
Abfallgesetz. Selbst die Chancen, die in diesem Gesetz vor- 
handen sind, bleiben ungenutzt: Die Produktverantwortung als 
Mittel zur Erreichung von kreislauffähigen Produkten wird 
durch freiwillige Selbstverpflichtungen zu Absatzhilfen beste- 
hender Produkte umfunktioniert. Gravierendes Beispiel ist die 
freiwillige Selbstverpflichtung der Automobilindustrie, die 
ökologisch keinen Schritt voran ist. Nur durch die konsequen- 
te Umsetzung der Produktverantwortung ist das Ziel ressour- 
censparender Produkte und Produktverfahren zu erreichen. 

- Für eine nachhaltige Stoffwirtschaft, energie- und materi- 
alschonende Produkte und Produktionsverfahren sowie zur 
weitgehenden Schließung von Stoffkreisläufen sind fol- 
gende Maßnahmen erforderlich: verbindliche Vorgabe, für 
welche Abfallart welcher Verwertungsweg (stofflich oder 
energetisch) umweltverträglicher ist, welche Anforderun- 
gen an die Kreislaufwirtschaft gestellt werden, Beseitigung 
der Grauzone zwischen einerseits Abfällen zur Beseitigung 
und Abfällen zur Verwertung und andererseits Produkten. 

- Die Produktverantwortung muß sich an den Kriterien - Ver- 
meidung, Wiederverwendbarkeit, Langlebigkeit, Demon- 
tierbarkeit, Verwertbarkeit und schadlose Beseitigung - 
ausrichten. Freiwillige Selbstverpflichtungen sind an den 
Vorgaben der EU-Kommission für Umweltvereinbarungen 
zu orientieren. 

10. Dem Schutz der menschlichen Gesundheit wird kein ausrei- 
chender Vorrang eingeräumt. Erkrankungen wie Asthma, 
Heuschnupfen, Bronchitis, Neurodermitis, Krebs aber auch 
psychosomatische Störungen nehmen zu. Es entstehen neue 
chronische Krankheiten. Besonders Kinder und Jugendliche 
leiden unter diesen umweltbedingten Krankheiten. In 
Deutschland sind rd. 30 Millionen Bürgerinnen und Bürger an 
einer Allergie wie Heuschnupfen, Neurodermitis oder Asthma 
erkrankt. Eine besondere Bedrohung für die Zukunft stellen 
Chemikalien mit hormoneller bzw. endogener Wirkung dar. 

- Notwendig ist ein umfassendes Forschungsprogramm 
Kind, Gesundheit und Umwelt, um die Kinderrechte auf ein 
gesundes Leben und eine intakte Umwelt zu verwirklichen. 
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Die Grenzwerte für Schadstoffbelastungen müssen gene- 
rell auf ein Niveau abgesenkt werden, das der höheren 
Empfindlichkeit des kindlichen Organismus besser als bis- 
her gerecht war. 

- Besonders problematisch sind auch neue Krankheiten wie 
CFS (Chronisches Müdigkeitssyndrom) und MCS (Multi 
Chemical Sensitivity Syndrom) . Sie müssen besser erforscht 
und durch eine Ausrichtung der Medizin auf Heilung und 
Stärkung der Gesundheit angegangen werden. 

- Dringend erforderlich ist die Minimierung bzw. Verhinde- 
rung der Einträge von Chemikalien mit hormoneller Wir- 
kung in die Umwelt. Für Trinkwasser sowie pflanzliche und 
tierische Nahrungsmittel sind für alle hormonell wirkenden 
Chemikalien Grenzwerte nach dem Vorsorgeprinzip fest- 
zulegen. 

Bonn, den 19. März 1997 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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